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Projets eines UN-Hochkommissiars für Menschenrechte 
schlug Kostarika vor, zunächst die Aufgabenstellung für 
einen Hochkommissar auszuarbeiten, ohne schon über die 
Errichtung des Postens selbst zu entscheiden. Aber auch 
dieser Versuch hatte keinen Erfolg, weil seine völkerrechts­
widrige Absicht von der Mehrheit der Staaten erkannt und 
zurückgewiesen wurde, u. a. von Saudi-Arabien, Brasilien 
und den Philippinen. So blieb in der Resolution 35/175 der 
Vollversammlung lediglich der Auftrag an die 37. Tagung 
der Menschenrechtskommission, die Hochkommissarproble­
matik zu erörtern und darüber der 36. UN-Vollversamm- 
lung zu berichten, übrig. In der Menschenrechtskommis­
sion hatte das Anliegen dann keinen Erfolg, so daß sich 
Kostarika selbst veranlaßt sah, die Resolution 6 (XXXVII) 
vorzuschlagen, mit der die Vollversammlung darüber infor­
miert werden soll, daß es nicht möglich war, einen Be­
schluß über die Installierung eines UN-Hochkommissars 
für Menschenrechte zu fassen.

Auch Italien stieß mit seinem Vorschlag, Untersu­
chungsorgane für Menschenrechtsverletzungen zu schaffen, 
auf wenig Zustimmung. Die Resolution 35/176 der Voll­
versammlung überwies die Frage zur Diskussion an die 
37. Tagung der Menschenrechtskommission. Dort fand sie 
aber keine Beachtung.

Ein kanadisches Projekt zur Verstärkung der „Guten 
Dienste“ des UN-Generalsekretärs im Zusammenhang mit 
Menschenrechtsfragen erlitt im 3. Komitee eine Abstim­
mungsniederlage.

Der DDR-Vertreter im 3. Komitee hob hervor, daß am 
interventionistischen Projekt eines Hochkommissars für 
Menschenrechte bezeichnenderweise gerade diejenigen UN- 
Mitgliedstaaten hartnäckig festhalten, die andererseits 
wirksame Maßnahmen gegen das verbrecherische Apart­
heid-Regime im Süden Afrikas seit Jahr und Tag verhin­
dern.
„ Die DDR forderte, daß sich die UNO im Interesse einer 
wirksameren Förderung der Menschenrechte auf die Un­
tersuchung und Behandlung folgender Schwerpunkte kon­
zentrieren sollte:
— Auswirkungen des Wettrüstens auf die Menschenrechte,
— Auswirkungen der Tätigkeit der transnationalen Mono­

pole auf die Menschenrechte,
— Einfluß der unterschiedlichen Eigentumsverhältnisse 

auf die Gewährleistung der politischen, wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Rechte,

— Einfluß der Verteilung des Nationaleinkommens auf die 
Wahrnehmung und Sicherung der Menschenrechte der 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen,

— Verhältnis von demokratischen internationalen Wirt­
schaftsbeziehungen und Menschenrechten,

— positive nationale Erfahrungen bei der Verwirklichung 
des Rechts auf Arbeit und aller anderen sozialökonomi­
schen Rechte,

— Hemmnisse und Schwierigkeiten bei der Gewährlei­
stung dieser Rechte und Ausarbeitung von Maßnahmen 
zu deren Überwindung,

— universelle Wirksamkeit der beiden Internationalen 
Menschenrechtskonventionen von 1966,

— Unteilbarkeit der Menschenrechte (entgegen bürger­
lichen Auffassungen, daß die sozialökonomischen Rechte 
überhaupt nicht oder nur bedingt rechtsverbindlich 
seien).
Ein Teil dieser Forderungen fand seinen Niederschlag 

in einem Resolutionsentwurf Kubas, der im 3. Komitee mit 
HO Stimmen bei einer Gegenstimme (USA) und 25 Stimm­
enthaltungen (u. a. BRD, Großbritannien und andere west­
liche Staaten) als Resolution 35/174 angenommen wurde. In 
erster Linie legt diese Resolution, die später durch die 
Resolution 23 (XXXVII) der UN-Menschenrechtskommis- 
sion bekräftigt wurde, fest, die Arbeiten zur Verbesserung 
der UN-Menschenrechtstätigkeit zunächst auf die Ausarbei­
tung der „Gesamtanalyse zur weiteren Förderung und 
Stärkung der Menschenrechte und Grundfreiheiten ein­

schließlich der Frage des Programms und der Arbeits­
methoden der Kommission“ zu konzentrieren. Erst wenn 
dieses Dokument in befriedigender Qualität vorliegt, kann 
ein profundes Urteil über den weiteren Weg zur Effektivie­
rung der Menschenrechtsförderung in den Vereinten Natio­
nen gefällt werden.

Die Resolution 35/174 enthält ferner — ebenso wie die 
1979 angenommene Resolution 34/46° — eine Bestätigung 
und Weiterentwicklung der in der Resolution 32/130 fixier­
ten UN-Menschenrechtskonzeption. Das mißfiel offenbar 
einigen imperialistischen Staaten. Aus Manövern während 
der Abstimmung und aus Erklärungen zum Abstimmungs­
verhalten wurde deutlich, daß sie insbesondere diejenigen 
Passagen ablehnten, wonach eine umfassende Gewährlei­
stung der Menschenrechte ohne die sozialen Rechte (wie 
das Recht auf Arbeit, auf Teilnahme der Werktätigen an 
der Leitung der Wirtschaft, das Recht auf Bildung, Gesund­
heitsfürsorge und ausreichende Ernährung) sowie ohne die 
Schaffung einer neuen internationalen Wirtschaftsordnung 
undenkbar ist.

Konzipierung eines Rechts auf Entwicklung

Im vergangenen Jahr hat sich der Druck der Entwicklungs­
länder auf Anerkennung und völkerrechtliche Ausgestal­
tung des Rechts auf Entwicklung weiter verstärkt. Da diese 
Bestrebungen der imperialistischen Politik der Ausbeutung 
und Unterdrückung entgegenwirken und zugleich zur Aus­
prägung des antiimperialistischen Menschenrechtskonzepts 
der UNO beitragen, werden sie von den sozialistischen 
Staaten unterstützt.

Auf Initiative Algeriens und bei Koautorenschaft wei­
terer Entwicklungsländer und sozialistischer Länder ver­
abschiedete die UN-Menschenrechtskommission die Resolu­
tion 35 (XXXVII) mit 40 Stimmen bei einer Gegenstimme 
(USA) und zwei Stimmenthaltungen (Großbritannien und 
BRD). Diese Resolution orientiert auf den zügigen und 
allseitigen Fortgang der Arbeiten zur Kodifikation des 
Rechts auf Entwicklung. Ausgehend vom 1. Teil einer Studie 
des UN-Generalsekretärs über die regionalen und nationa­
len Dimensionen des Rechts auf Entwicklung als Menschen­
recht10, verbindet die Resolution bei der Konzipierung des 
Rechts auf Entwicklung die Durchsetzung des UN-Men- 
schenrechtskonzepts generell mit der sozialen Entwicklung 
der Völker sowie mit dem Kampf um die demokratische 
Umgestaltung der Internationalen Wirtschaftsbeziehungen. 
In Übereinstimmung mit früheren Vorschlägen der sozia­
listischen Staaten11 bestätigt bzw. ergänzt sie die bisherigen 
UN-Beschlüsse zum Recht auf Entwicklung deutlich, wenn 
als Voraussetzungen für Menschenrechte, Recht auf Ent­
wicklung sowie ökonomischen und sozialen Fortschritt an­
gesehen werden:
— Erhaltung des Weltfriedens und Festigung der interna­

tionalen Sicherheit,
— Verwirklichung des Rechts der Völker auf Selbstbestim­

mung sowie Freiheit von imperialistischen Verletzungen 
dieses Rechts (wie ausländische Okkupation, Kolonialis­
mus, Apartheid, Rassismus und Rassendiskriminierung),

— Souveränität der Länder über ihre Naturressourcen,
— Gewährleistung der Rechte auf Arbeit, Bildung, Gesund­

heit und ausreichende Nahrung im Sinne einer Vorbe­
dingung der vollen Wahrnehmung der Menschenrechte,

— Berücksichtigung der Zusammengehörigkeit und gegen­
seitigen Abhängigkeit sowie der Notwendigkeit der 
komplexen Förderung der zivilen, politischen, ökonomi­
schen, sozialen und kulturellen Rechte.
Zugleich mit den inhaltlichen Vorgaben wurden organi­

satorische Festlegungen zur zügigen Konzipierung des 
Rechts auf Entwicklung getroffen. Dabei handelt es sich 
zum einen um die Bildung einer Expertenarbeitsgruppe, 
die Rahmen und Inhalt des Rechts auf Entwicklung, die ef­
fektivste Durchsetzung sowie die seiner Realisierung ent­
gegenstehenden Hindernisse untersuchen soll, und zum an-


